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Vorwort:

Bei der Entstehung eines Informationsbulletins lassen sich immer
wieder die gleichen Geburtsphasen unterscheiden: In der ersten
Phase wird intensiv nach Beiträgen zum Verschwindenlassen der
leeren Seiten gesucht (horror vacui). Bald einmal füllt sich das
Inhaltsverzeichnis zum Uebermass an (Platzangst) und in der letz
ten Phase fällt dann der eine oder andere Beitrag wegen widri
gen Umständen weg und es resultiert der ursprünglich gewünschte
Umfang (Erleicherung)!

So ist auch das vorliegende Informationsbulletin entstanden und
und wir freuen uns, dass sich immer mehr Leser für unsere Infor
mationen interessieren. Dieses Bulletin wird in einer Auflage von
230 Exemplaren in deutsch und 160 Exemplaren in französisch ver
teilt.

Von besonderem Interesse sind sicher die ausführlichen Protokolle
der diesjährigen zwei Tagungen der regionalen Beratungsstellen.
Erstmals können wir hier auch das entsprechende Protokoll der
westschweizer “Commissions pour la suppression des barrires ar
chitecturales“ abdrucken, wofür wir Mme 5. Blanc als Verfasserin
herzlich danken.
Das Interesse, auf das wir bei den westschweizer Tagungsteilneh—
mern gestossen sind, hat uns beeindruckt und gefreut. Die Aner
kennung unserer Dienste wäre aber nicht vorstellbar, ohne dass
wir uns auf die ausgezeichneten Uebersetzungen ins Französische
abstützen könnten. Es liegt mir deshalb sehr daran, Mine Domini
que Panizzon für diese wichtige Bearbeitung unserer Texte und
Dokumente zu danken. Dass unser eigenes Französisch dabei auch
gewisse Fortschritte gemacht hat, sei nur am Rande vermerkt.

Im Rahmen der koordinierenden Funktion dieser Tagungen kam auch
das Thema Grundlagen in verschiedener Hinsicht zur Sprache. Aus
diesem Spektrum veröffentlichen wir einen Auszug aus einem Refe
rat über Uebertragungstechniken für Hörbehinderte. Damit soll
auch zum Ausdruck kommen, dass wir vermehrt Informationen über
Anforderungen von Seh- und Hörbehinderten publizieren möchten.
Dies ist nicht zuletzt auch deshalb aktuell, weil in der neuen
Norm SNV 521 500 dieser Aspekt einbezogen wird.

In eigener Sache möchten wir Ihnen mitteilen, dass die Schweize
rische Fachstelle die jetzigen Büroräume verlassen muss und auf
Beginn 1986 neue Büroräume sucht. Wir werden Ihnen unsere neue
Adresse so bald wie möglich bekannt machen. Für die gute Nachbar
schaft und Zusammenarbeit danken wir der Schweizerischen Zentral
stelle für Baurationalisierung CRB und ihrem Geschäftsleiter,
Herr Joss für das Vertrauen und die Unterstützung, die er uns
von Beginn weg entgegengebracht hat.

Matthias Hürlimann
Dipl . Architekt ETH
Fachstellenleiter
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Regionale Beratungsstellen

Dieses Jahr fanden sowohl in der deutschen wie auch in der fran
zösischen Schweiz Tagungen der regionalen Beratungsstellen statt.
Die beiden nachfolgenden Protokolle informieren Sie im Detail
über die vielfältigen Diskussionen und Informationen.

Das Treffen der Bauberater der deutschen Schweiz und des Tessins
vom 29. August in Luzern wurde von der Schweizerischen Fach—
stelle gemeinsam mit der Luzerner Arbeitsgruppe für behinderten—
gerechtes Bauen organisiert. Dank den Bemühungen der Arbeits
gruppe hat die Thematik und der Erfahrungsaustausch ein erfreu
liches Echo in Presse und Radio gefunden.

Am 25. Oktober trafen sich etwa dreissig Mitglieder der welschen
“Commissions des barrires architecturales“ zur Tagung in Neuchä—
tel, organisiert von Mme 5. Blanc, scrtaire romande der Pro
Infirmis und der Kommission des Kt. Neuenburg. Mme Blanc sieht
den Zeitpunkt für gekommen, dass die Kommissionen direkt unter
einander kommunizieren und für fachliche Informationen die Fach—
stelle jederzeit zur Verfügung steht. Die Schweizerische Fach-
stelle ist bereit, die Initiative für jährliche Treffen zu er
greifen und diese zusammen mit den regionalen Kommissionen zu
organisieren.

An dieser Stelle möchten wir Mme Silviane Blanc für ihre lang
jährige Anstrengungen zur Beseitigung architektonischer Barrie
ren und zur Förderung des Erfahrungsaustauschs in der französi
schen Schweiz danken. Sie hat die Idee und den Aufbau der Fach
stelle schon früh begrüsst und sich sehr stark für die Anerkenn
ung unserer Arbeit eingesetzt. Für diese grossen Verdienste möch
ten wir ihr besonders danken und hoffen, dass sie uns trotz die
ser verdienten Entlastung nicht ganz verlorengeht.
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Protokoll

der 3. Tagung der regionalen Bauberater des behindertengerechten
Bauens für die deutsche Schweiz und den Tessin vom 29. August 85
in Luzern.

Traktandum 1 3egrüssung

Als Tagungsleiter begrüsst der Leiter der Schweizerischen Fach
stelle, M. Hürlimann, die Anwesenden. Er bemerkt, dass die Teil
nehmerzahl an der Tagung erneut gestiegen ist, inbesondere auch
mehr Kantone vertreten sind. Die zunehmende Zahl der Teilnehmer—
innen und Teilnehmer bekundet das Bedürfnis solcher jährlicher
Treffen (Teilnehmerliste am Schluss des Protokolls). Es ist das
erste Treffen, welches in Zusammenarbeit mit einer regionalen
Stelle, im heutigen Fall mit der Arbeitsgruppe (AG) behinderten-
gerechtes Bauen Luzern organisiert wurde.
Speziell begrüsst Hürlimann den Baudirektor des Kantons Luzern,
Dr. J. Egli, den Zentralsekretär des Schweizerischen Invaliden
verbandes, H. Steiger, den Beauftragten des CR3 für die Normre—
vision, H.R. Meier und die Pressevertreter.

Traktandum 2 Arbeitsgruppe behindertengerechtes Bauen Luzern

Dr. Schuithess stellt die AG für behindertengerechtes Bauen Lu
zern vor, welche 1981 auf Initiative von verschiedenen Behinder—
tenorganisationen gegründet wurde. Die AG besteht aus Vertretern
von verschiedenen Behindertenorganisationen. Die Sekretariatsar—
beit übernimmt die Pro Infirmis. Es wurde darauf geachtet, dass
nicht nur Körperbehinderte vertreten sind, sondern dass auch
Sinnesbehinderte ihre Anliegen einbringen können. Die 8 bis 9
Mitglieder der AG arbeiten ehrenamtlich, wobei dank geringen
Spenden gewisse Projektbearbeitungen honoriert werden können.
Längerfristig soll die Beratertätigkeit verbessert werden und
auch angemessener honoriert werden können. (Siehe auch Informa—
tionsbulletin 4/85, Seite 6). Bis jetzt nahm die AG auf eine
grosse Zahl von Projekten Einfluss (z.B. Bahnhofneubau, Trottoir- (
absenkungen, Revision des kantonalen Baugesetzes). Dank dem
grossen Einsatz, aber auch einem guten Verhältnis zu den Baube—
hörden konnten bereits mehrere Anliegen der AG verwirklicht wer
den. Musterbeispiel für den Kanton ist die Theologische Fakul
tät, wo gleichzeitig die Anliegen von Geh-, Seh- und Hörbehinder
ten verwirklicht wurden.

Hürlimann hebt die AG behindertengerechtes Bauen Luzern als
gutes Beispiel für den Aufbau einer regionalen Beratungsstelle
hervor, nicht zuletzt da sie auf Initiative von Betroffenen ent
standen ist. Es ist aber auch ein Beispiel für die Bedeutung,
welche die Baubehörden, insbesondere der Kanton bei der Verwirk
lichung des behindertengerechten Bauens haben.
Es ist deshalb eine grosse Genugtuung, dass heute der Baudirektor
des Kantons Luzern, Dr. J. Egli persönlich gekommen ist und da
mit auch die Verantwortung bezeugt, welche er gegenüber dieser
öffentlichen Aufgabe empfindet. Er wird die Tagung mit einem Re
ferat über die Möglichkeiten in Baugesetz und Vollziehung er
öffnen.

2 Infoc.ationsbulletin 5/85 Schweizerische Fachstelle fUr behindertengecechtes Bauen



—2—

Trakdandum 3 Neues Bauqesetz des Kantons Luzern

Dr. Egli überbringt den Gruss des Regierungsrates des Kantons
Luzern. Er erklärt, dass mit der Revision des Baugesetzes auch
das Baudepartement sich mit den gesetzlichen Anforderungen Be
hinderter befasst. Allerdings wurden schon seit längerer Zeit
konkrete Massnahmen getroffen, welche in Kontakt mit der AG be—
hindertengerechtes Bauen Luzern entstanden sind. Dr. Egli betont
die Bedeutung der Kantone beim Bauen, wo sie verhältnismässig
viel Autonomie besässen. Der Handlungsspielraum sei jedoch nicht
ausserordentlich gross, da verschiedene sachliche Gründe (Ver
bände, Normen) Einfluss auf das Bauwesen nähmen. Er weist darauf
hin, dass das behindertengerechte Bauen auch der Baudirektoren—
konferenz ein Anliegen sei. Auch der Kanton Luzern wird sich
nach der Revision des Baugesetzes vermehrt den Anliegen Behin
derter annehmen. Es wurden jetzt schon Zugänglichkeit und Benütz—
barkeit von staatlichen Gebäuden, Spitälern, 2 Sonderschulen be
rücksichtigt. Die Theologische Fakultät wurde behindertenfreund
lich gestaltet, eine Höranlage in der Jesuitenkirche eingebaut.
Auch beim Regierungsgebäude wurde ein Lift eingebaut und sogar
eine Eingangstür aus dem 16. Jahrhundert kann jetzt im Rollstuhl
passiert werden. Bauliche Anliegen Behinderter werden auch in
einem der grössten historischen Gebäude, dem ehemaligen Konvent-
gebäude St. Urban, in Zukunft zur Geltung kommen. Auch auf dem
Sektor des Wohnungbaus ist künftig für Behinderte einiges vorge
sehen. Auf Grund von Vorstössen von Grossrat Deschwanden und von
Frau Grossrätin Kälin wurden die Anliegen Behinderter in den
Entwurf des Baugesetzes aufgenommen. Das Baudepartement hat die
sen Entwurf durchberaten und das Ergebnis dem Regierungsrat wei
tergegeben, welcher das Vernehlassungsverfahren eingeleitet hat.

Der Entwurf lautet:

136

6. Behindertengerechtes Bauen

Bauten und Anlagen die dem Publikum zugänglich sind, sind
so zu gestalten, dass sie für behinderte und gebrechliche Personen,
insbesondere für Rollstuhifahrer zugänglich und benützbar sind.

2
Bestehende Bauten und Anlagen mit Publikumsverkehr sind

bei ihrer Erweiterung und bei neubauähnlichen Umbauten für die
Behinderten und Gebrechlichen anzupassen.

Bei Neubauten sowie bei der Erweiterung und bei neubau—
ähnlichen Umbauten von bestehenden Bauten sind bei Bedarf in den

Räumen, in denen öffentliche Veranstaltungen stattfinden, aku
stische Anlagen für Hörbehinderte einzurichten.

Auf Vorkehren für Behinderte kann verzichtet werden, wenn

dadurch wesentliche betriebliche Nachteile oder unzumutbare Ko

sten entstehen.

Der Regierungsrat erlässt in der Vollzugsverordnung die
Detailvorschriften über die baulichen Massnahmen für Gehbehinder

te. Er kann vorschreiben, dass bei der Planung von Bauten und An
lagen im Sinne der Absätze 1, 2 und 3 die Stellungnahme einer Be

ratungsstelle für behindertengerechtes Bauen einzuholen ist.

./.
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Die Stellungnahmen werden von verschiedenen juristischen und
bautechnischen Mitarbeitern gesichtet und der revidierte Entwurf
an die Regierung weitergeleitet, worauf der grosse Rat eine vor—
beratende Kommission bildet und die Schlussdebatte in grossen
Rat stattfinden wird.
Die AG behindertengerechtes Bauen Luzern hat eine detaillierte
Stellungnahme zur Baugesetzrevision erstellt und unter anderem
verlangt, dass eine Fachstelle für behindertengerechtes Bauen
zur Einsprache legitimiert wird. Dr. Egli betont, dass durch
den langen Verfahrensweg noch nicht sicher ist, was schlussend—
lich im Gesetz stehen wird, jedenfalls werden die Anliegen der
AG eingehend geprüft werden.
Zum Schluss spricht Dr. Egli der AG seinen Dank für ihre Anregun
gen und für ihre gut ausgearbeitete Vernehmlassung aus und hofft
auf die Berücksichtigung und Durchsetzung ihrer Anliegen.

Anschliessend folgen einige Anregungen aus dem Kreis der Teil
nehmer:

— Dr. Schulthess weist auf das Anliegen der AG hin, dass auch an
dere als öffentliche Bauten für Behinderte als Besucher zugäng
lich sein sollen. Dies bedeutet sicher nicht einen Eingriff in
die privaten Rechte, denn dies kommt ja auch Betagten, Eltern
mit Kleinkindern oder dem Vater mit dem Harass zugute.

- Barben kann auf Grund seiner Erfahrungen bezeugen, dass das Ver
ständnis der Bauherren durchaus vorhanden ist, wenn man die
Idee gut “verkauft“. Dazu gehören klare, verständliche Begriffe
(Z.B. rollstuhigängig für Wohnhaus).

— Gelbart betont, dass Behindertenwohnungen schwer zu vermieten
seien, auch sollte künftig nur noch durchmischt gebaut werden.

- Wohlfart meint, dass die Höhe des Mietzinses für Behinderten-
wohnungen eine wesentliche Rolle spielt. Wenn mehrere Behinder—
tenwohnungen in einer Siedlung gebaut werden, müsse für die Be
wohner auch ein Transportdienst vorhanden sein, damit Integra
tion wirklich stattfinden könne.

Abschliessend stellt Hürlimann fest, dass die Entstehung eines
guten neuen Baugesetzes Zeit braucht, dass aber, wenn der gute
Wille vorhanden ist, auch ohne einen entsprechenden Artikel im
Baugesetz schon einiges entstehen kann.

Tranktandum 4 Erfahrungsaustausch / Bekanntheitsgrad der regio
nalen Beratungsstellen

Die Fachstelle schlägt aus ihrem Erfahrungsbereich 2 aktuelle
Themen vor: Bauausschreibungen und Bekanntheitsgrad der regiona
len Beratungsstellen.

— Frau Notareschi erläutert das Vorgehen im Kanton Bern: Auf Grund
der zur ihr kommenden Baupubuikationen und Amtsblättern ordnet
sie die Projekte nach Gebäudetypen (Z.B. Gebäude mit Publikums
verkehr wie Sportanlagen, Restaurants, etc.). Die so geordneten
Ausschreibungen werden an den Bauberater der entsprechenden Re
gion (im Kanton Bern zur Zeit 4) weitergeleitet. Dieser infor
miert die Architekten über die gesetzlichen Auflagen und über
die kostenlose Beratungsmöglichkeit. Bei Publikumseinrichtungen

• nimmt der regionale Berater Einsicht in die Pläne oder fordert
diese beim Architekten an. Er prüft die Projekte und bei Nicht

einhaltung kann es Einsprache erheben.
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Laut Jahresbericht wurden 1984 240 Stellen (Architekten, Bau
herren, Behörden) auf die behindertengerechte Zugänglichkeit von
Bauten aufmerksam gemacht. Davon mussten bei 41 Objekten Bauein
sprachen gemacht werden.

—Gysin informiert, dass der Art. 11 im Berner Baugesetz seit 1971
existiert, er aber anfangs praktisch nicht beachtet wurde, was
1979 dann zur Gründung der KlO-Beratungsstelle führte. Er betont,
dass es nicht immer einfach ist, bei Bauherren auf Verständnis
unserer Anliegen zu stossen, schwierig sei es beispielsweise bei
Restaurants, weil dort die Fläche für ein Behinderten-WC im Erd
geschoss lieber als Fläche für weitere Tische gebraucht würde.
Auch die Zusammenarbeit mit der Denkmalpf lege (Interessenkon—
flikte) sei nicht immer einfach.

— Barben hat gute Kontakte zu Baubehörden. Der Berater sei speziell
auch für Grenzfälle wichtig, wo das Gesetz nicht gedruckt ange
wandt werden kann.

— Haaf erklärt, dass er ca. 20% seiner Tätigkeit für die Belange
des behindertengerechten Bauens aufwenden kann. Er ist vorallem
in den Bezirken Werdenberg und Sargans aktiv. Er nimmt die Infor
mationen aus den offiziellen Organen und schickt Briefe an die
Architekten, Gemeinden und eventuell an die Bauherren. Der Ein
fluss ist beschränkt da der Kanton St. Gallen leider nur einen
schwachen Gesetzesartikel hat. Vielfach kämen Architekten be
reits vor der Baueingabe zu Haaf, da er selber Baufachmann ist.
Seine Stelle ist als Beratungsstelle für behindertengerechtes
Bauen im Telefonbuch und über Tel. 111 auffindbar. Ausserdem
schreibt Haaf von Zeit zu Zeit Artikel in Lokalzeitungen.

-Wohlfart bemängelt, dass im St. Galler Baugesetz die Legitima
tion für Baueinsprachen durch eine Beratungsstelle fehlt.

-Hürlimann weist auf die Möglichkeit hin, dass Bauausschreibungen
des Schweizer Baublattes direkt von den regionalen Beratungs
stellen bezogen werden könnten.

— Manser orientiert über die Computer—Dienste für Bauausschreibun
gen des Baublattes. Dort werden Bauobjekte nach verschiedenen
Gebäudetypen klassiert und die Adressen von Bauherren und Archi
tekten sind auf Etiketten erhältlich. Die Vollständigkeit der
erfassten Bauten liegt bei ca. 90%, sie ist jedoch regional un
terschiedlich. Beim Schweizer Baublatt werden die Bauausschrei—
bungen erfasst, am Freitag ausgedruckt, sodass sie jeweils am
Montag bei den Abonnenten sind. Die Frage stellt sich, ob für
den regelmässigen Bezug durch regionale Beratungsstellen eine
preisgünstige Pauschale oder gar ein Gratisbezug erwirkt werden
kann. Manser schätzt das Angebot recht effizient ein und fragt
welches Interesse seitens der regionalen Beratungsstellen be
steht, wenn der Pauschalpreis wegfallen würde und so für den Be
zug pro Adresse noch Fr. - .75 bezahlt werden müsste.

-Frau Notareschi bemerkt, dass das Schweizer Baublatt im Kanton
Bern nicht 9.0% der Bauten erfasst. Wegen der späten Publikation
würden die Fristen für die Bearbeitung zu kurz.

-Für Gysin sind die Fristen ein grosses Handicap. Die Ausschrei
bungen einiger Berner Amtsbezirke kommen direkt via Statthalter
an die Beratungsstelle.

Die Schweiz. Fachstelle wird seine Äbklärungen mit dem Schweizer
Baublatt abschliessen und dann mit den einzelnen regionalen Be
ratungsstellen Kontakte über des weitere Vorgehen aufnehmen.

./.
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Hürlimann leitet zum zweiten Thema, dem Bekanntheitsgrad der
regionalen Beratungsstellen, über. Die Fachstelle bekommt öfters
Anfragen aus Gebieten mit regionalen Beratungsstellen. Ein guter
Bekanntheitsgrad würde nicht nur solche Umwege verhindern, sicher
würden sich mehr Architekten an kompetente Stellen richten kön
nen. Die freiwillige Berücksichtigung unserer Anliegen ist ja,
wie wir gesehen haben, sehr wichtig.

- Dr. Schultliess orientiert, dass in Luzern bisher zweimal Infor
mationsschreiben an die Gemeinden verschickt wurden. Einmal mit
dem Thema behindertengerechtes Bauen allgemein, einmal speziell
über Trottoirabsenkungen. Ausserdem werden bei Bauausschreibungen
Informationen an Architekten geschickt. Diese Arbeit sei noch zu
wenig gut organisiert, eine Aktivierung erfordere eine Teilzeit
arbeit und eine feste Adresse. Leider erfolgte nur wenig Echo
auf diese Aktionen - auf 100 Briefe kamen ca. 5 Antworten. Bei
öffentlichen Bauten sei die AG behindertengerechtes Bauen Luzern
in direktem Kontakt mit den Behörden.

- Bommer sagt, dass im Kanton Zürich einmal eine Beliördenorien—
tierung (Gemeinderäte, Schulbehörden) stattfand. Ausserdem er
schienen bereits verschiedene Artikel im Tages-Anzeiger. Bommer
meint, dass die kantonale Stelle wahrscheinlich für die meisten
eine Hemmschwelle sei, die Leute würden sich lieber durch private
Stellen beraten lassen, wie z.B. durch eine Klo-Beratungsstelle.
Die Architekten sollten vermehrt via Berufsverbände aufmerksam
gemacht werden. Erschwernisse kämen meistens von Bauherren, nicht
von Architekten und dies vorallem bei Umbauten und Renovationen.

- Gelbart bekommt via Regionalgruppe des SIV Luzern Anfragen, er
betont die Wichtigkeit von regionalen Beratungssstellen.

- Hürlimann macht das Angebot, dass für Veranstaltungen die Aus
stellung und der Videofilm der Fachstelle angefordert werden
können.

- Steiger orientiert, dass vom SIV eine Tonbildschau in deutscher
und französischer Sprache gratis zur Verfügung gestellt werde.

- Barben informiert, dass mit einer Ausstellung an der Gewerbe—
schule in Thun die Schüler orientiert werden konnten. Bei den
Hotelfachscliulen sollten Informationen gemacht werden, die dann
Einfluss auf Hotel-und Restaurantpersonal hätten.

(Mittagessen)

Traktandum 5 Uebertragungssysteme für Hörbehinderte

Herr R. Casutt von der Hörmittelzentrale Burgdorf stellt einige
Höranlage—Systeme vor. Zu den verschiedenen Systemen siehe Ta—
gungsunterlage und Artikel in diesem Informations-Bulletin, S.22.

Allgemein muss gesagt werden, dass jede Anlage von Fachleuten
gut berechnet sein sollte.
Für Induktivanlagen kann beim Vergessen des Verlegens einer
Ringleitung auf Ohrenhöhe nachträglich eine Leitung, z.B. in
der Fussleiste, verlegt werden, was jedoch einen Leistungsver—
lust mit sich bringt. Als vorsorgliche Massnahme können bei Neu
bauten Leerrohre für eine Ringleitung eingelegt werden.
Sehr wichtig ist auch die Wartung und der Unterhalt von Anlagen
durch instruierte Personen, sowie eine gute Mikrofonhandhabe.
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Empfangsgeräte sind in der Regel die Hörapparate der Hörbehin
derten (mit entsprechender Empfangsspüle). Aber auch für Perso
nen, die noch kein Hörgerät benötigen, sollten in den mit Ueber
tragungsanlagen ausgerüsteten Räumen Empfangsgeräte bereitge
stellt werden. Für weitere Auskünfte können sich Interessierte
an die regionalen Hörmittelzentralen, an Fachgeschäfte und
Schwerhörigenvereine wenden (es existiert keine offizielle Liste).
Künftig sollen Beratungsstellen für Uebertagungssysteme geschaf
fen werden.

Traktandum 6 Konzept der Grundlagen in der Schweiz

Hürlimann erläutert das im Informationsbulletin 4/85, 5.14 abge
druckte Konzept zu den bautechnischen Grundlagen in der Schweiz.
Da es sich um ein künftiges Modell handelt, sind in den Beispie
len nicht alle bestehenden Werke aufgeführt. Insbesonders fehlt
der SIV—Leitfaden, der in Konzept und Form erneuert werden soll.

Die Norm wird weiterhin eine zentrale Stelle einnehmen. Sie muss
Mindestanforderungen für Pulikumseinrichtungen und den anpassbar—
en Wohnungsbau enthalten. Ergänzungen sind notwendig für beson
dere Gebäudetypen (z.B. Heime, Spitäler, Schwimmbäder) und für
spezielle Gebäudeteile (Z.B. Sanitäranlagen, Küchen). Eine Be
sondere Bedeutung als Ergänzung soll der Leitfaden bekommen,
welcher vom SIV auf Grund der Normrevision überarbeitet wird. Es
ist erfreulich, dass der SIV und die Schweiz. Fachstelle bereits
heute die Basis für eine fachliche Zusammenarbeit gelegt haben.

Traktandum 7 zielsetzung der künftigen Norm SN 521 500

Manser wirft zu Beginn einige grundsätzliche Fragen zur Vernehm—
lassung der Normrevision auf: Was gehört in die Norm? Welches
sind die Anforderungen an Publikumseinrichtungen, an Wohnungen?
Wie detailliert sollen Angaben über Sanitäreinrichtungen, z.B.
öffentlich zugängliche WC‘s, sein?

— Bommer meint, dass die Norm verbindlich sein muss. Es wäre nütz—
lich, wenn sie ausgedehnt würde auf Angaben über Restaurant-Mö
belierung, Läden, Theater— und Kinobestuhlungen, etc. Schwierig
für die Durchsetzung sei, wenn die Norm Bestandteil des Gesetzes
ist, aber nicht alle Gebäudeteile darin geregelt würden.

- Gysin führt aus, dass die Vollzugverordnung gilt. Im Gerichtsfall
kann auf unfachgemässe Ausführung plädiert werden. Es sollte
keine Unterscheidung von “erforderlich“ und “gewünscht“ geben,
da die Norm Bestandteil eines Gesetzes ist. Sie sollte Angaben
über Publikumsbauten und Wohnungsbau enthalten. Die Baugesetze
regeln dann die Gültigkeit und die Ausnahmen.

- Wohifart wünscht, dass die revidierte Norm ab Frühling 86 zur
Verfügung stehen könnte und billiger würde. Die beiden Dokumente
Norm und Leitfaden sollten übereinstimmen.

Manser möchte nun Voten entgegennehmen die Details betreffen.

— Haaf findet, dass die Norm Standardmasse und klare Hinweise ent
halten müsse, z.B. einheitliche Masse, keine von ... bis Masse.
Es sollten zusätzliche Spezialblätter über z.B. Sportbauten er
stellt werden.

- Wohlfart bemängelt, dass keine Angaben über Lamellenstoren (z.B.
Bedienung durch einhändige Personen) enthalten sind.
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— Kaspar stellt fest, dass die Norm auf Bundesebene verbindlich
ist. Für bundeseigene und subventionierte Bauten zähle nur das
Erforderliche, wenn Erwünschtes in der Norm stehe, sei dies
nicht verbindlich.

- Dr. Schulthess meint, dass man für öffentliche Bauten mit Publi
kumsverkehr und den subventionierten Wohnungsbau ein Maximum ver
langen könne. Schwieriger sei dies beim allgemeinen Wohnungsbau.

— Steiger meint, dass wünschbare Teile und notwendige Ergänzungen
in einer separaten Dokumentation erscheinen sollten.

— Manser erläutert die Meinung der Schweiz. Fachstelle: Die Norm
soll Minimalanfoderungen enthalten. Die Kantone mit Baugesetzbe
stimmungen müssen den Geltungsbereich (z.B. Gebäudetypen) regeln.
Die jetzige Norm kennt 3 Stufen für den Wohnungsbau, im Entwurf
sind es noch 2 Stufen, eigentlich ist aber nur eine Stufe erfass
bar, nämlich der anpassbare Wohnungsbau. Für Heime muss ein
spezielles Dokument geschaffen werden, da dort maximale Forder
ungen gelten. Man könnte sich auch überlegen, ob nach deutschem
und österreichischem Vorbild 2 Normen geschaffen werden sollten,
eine für Publikumsbauten, die andere für den Wohnungsbau. Für
die Praxis ist es sicher besser, wenn alles in einer Norm erfasst
ist. Solange Anforderungen an den Wohnungsbau nicht in den Bau—
gesetzen erwähnt werden, also nicht verbindlich sind, können so
doch Informationen an Architekten, Behörden und Bauherren weiter
gegeben werden. Aus der Sicht der Fachstelle sollte als Planungs—
hilfe ein Grundlagenteil erstellt werden, der Informationen über
Rollstuhlgrössen, Reichweiten, Unterfahrbarkeit, etc. vermittelt.
Details, wie z.B. eine optimale Möbelierung, sollten in einem
separaten Dokument erscheinen.

- Hürlimann erläutert den Vorschaig der Fachstelle für die Norm—
aufteilung anhand des Inhaltsverzeichnisses. Als Erforderlich
gilt die Zugänglichkeit sämtlicher Bauten, diese Forderung soll
te kostenmässig auch bei Umbauten verantwortbar sein. Angaben
über Wohnungsbau werden als abweichend oder ergänzend aufgeführt.
Die Gesetzgebung schreibt die Anwendbarkeit für die jeweilige
Gebäudekategorie vor.

— Gysin wünscht eine Vereinfachung der Norm, zuviele Ausführungen
seien verwirrend.

— Kaspar meint die Norm müsse sich nur auf das Wesentliche be
schränken, da sonst die Durchführung der Kontrolle erschwert wird.

— Bommer meint die Norm solle nur Erforderliches enthalten, inkl.
subventionierter Wohnungen, Erwünschtes sollte getrennt von der
Norm erscheinen.

— Manser sieht den Teil “anpassbarer Wohnungsbau“ in der Norm,
diese Kategorie umfasst alle Wohnungen im Erdgeschoss und jene
Wohnungen die durch einen Lift erschlossen sind. Hingegen sollte
der Detailausbau einer Küche nicht Gegenstand der Norm sein. Er
gänzend zur Norm wäre ein illustrierter Leitfaden denkbar.

- Meier erklärt, dass im Entwurf des Notwendige klar ersichtlich
sei. Mit der gewählten Darstellung könnte aber dennoch Erwünsch
tes mitgeteilt werden. Die Gliederung wurde von der jetzigen
Norm übernommen, da dies schon eingeführt sei. Planung und Aus
führung sollte unterschieden werden, da Planer in beiden Phasen
die Norm beiziehen.

- Haaf möchte einheitliche Masse (nicht cm und m), es solle aus
drücklich auf Fertigmasse hingewiesen werden.
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— Meier sagt, dass nach SIÄ nur noch mm—und m—Masse verwendet wer
den sollten. Er möchte den Planern für die architektonische Ge
staltung einen Spielraum offen lassen, deshalb seien Maasspiel—
räume enthalten (z.B. Handlaufhöhe 80 - 90cm).

- Dr. Scliulthess weist darauf hin, dass die untere Darstellung der
Trottoirabsenkungen weggelassen werden soll (gefährliche Aus
führung) und dass die obere Lösung nicht benützbar sei, weil das
seitliche Gefälle zu steil sei.

- Kaspar fragt warum bei Punkt 244 das Raummass nicht vollständig
angegeben sei.

—Meier erklärt, dass mit der Zeichnung angedeutet werde, dass der
Raum noch weitergehen könne.

—Bommer stellt fest, dass ein Architekt für den Entwurf 1:100
wissen möchte, wie gross er den Raum zu planen habe, er möchte
das nicht vorher noch ausrechnen. Es sollte ausserdem nicht an
Skizzen gespart werden.

- Dr. Schulthess unterstützt dieses Votum, da bei einem Streitfall
gerade Skizzen Klarheit geben können.

Zum Abschluss der Tagung dankt Hürlimann für die rege Teilnahme
und betont, dass die Fachstelle diese Tagung einmal mehr gerne
organisiert habe. Er regt an, die Dokumentation der Schweiz.
Fachstelle zu besuchen, wie dies beispielsweise demnächst die
Mitglieder der Tessiner “Kommission architektonische Barrieren“
tun.

Hürlimann schliesst die Tagung mit einem herzlichen Dank an
Herrn R. Kälin von der AG behindertengerechtes Bauen Luzern,
welcher wesentlich an der Organisation der Tagung beteiligt war,
sowie an die Kirchgemeinde, welche die Räumlichkeiten kostenlos
zur Verfügung gestellt hat.

Zürich, den 2. Oktober 1985 Für das Protokoll:

Susanne Kreis

./.
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Tagung der regionalen Bauberater des behindertengerechten Bauens 1985

Teilnehmerliste

Bern: -Herr W. Barben, Klo-Beratungsstelle (Oberland), Thun

-Herr Ä. Gysin / Frau S. Notareschi
Klo-Beratungsstelle für Bauen für Behinderte, Bern

Luzern: —Herr Dr. J. Egli, Baudirektor des Kantons Luzern

-Herr R. Gelbart, Orthopädie-Technik
-Frau H. Kälin—Balmer, Grossrätin (Petition Baugesetz)
-Herr R. Kälin-Balmer, Sekretär Verein Hörbehinderter
-Herr J. Lang, Architekt
-Herr Dr. V.G. Schuithess, Jurist
Arbeitsgruppe behindertengerechtes Bauen Luzern

—Herr Th. Kern, Kantonales Hochbauamt Luzern

Nidwalden: —Herr E. Huser, Techn. Beamter, Kant. Hochbauamt, Stans

Schaffhausen: -Herr Ä. Schaltegger, Kant. Hochbauamt, Schaffhausen

St. Gallen: -Herr P. Haaf, Kontakt- und Beratungsstelle des SIV
Sektion St .Galler-Oberland, Sargans

-Herr H. Bertschler / Herr H. Wohifart, Beratungsstelle
für behindertengerechtes Bauen “Das Band“, St. Gallen

Tessin: -Frau E. Willemse, Architektin, Kommission architekto
nische Barrieren, Tesserete

Thurgau: —Herr R. Walter, Kantonales Hochbauamt, Frauenfeld

Zug: —Herr P. Baumgartner, juristischer Mitarbeiter der
Kantonalen Baudirektion, Zug

Zürich: -Herr P. Bommer, Beratungsstelle für behindertenge—
rechtes Bauen, Kant. Hochbauamt, Zürich

-Herr H. Bindschedler, Architekt, Behindertenkonferen
Kanton Zürich, Embrach

Schweizerisch: —Herr S. Kaspar, Amt für Bundesbauten, Bern

-Herr Hr. Meier, Sachbearbeiter Norm-Revision CR3, Zürich

—Herr H. Steiger, Zentralsekretär des Schweiz. Invali—
denverbandes SIV, Olten

—Herr M. Hürlimann / Herr J. Manser / Frau S. Kreis
Schweizerische Fachstelle für behindertengerechtes
Bauen, Zürich

Entschuldigt: -Herr 3. Bachmann, Beratungsstelle für behindertenge
rechtes Bauen, Schweiz. Invalidenverband, Olten

-Herr U. Caccivio, Beratungsstelle für das richtige
Bauen für Behinderte, Kant. Hoclibauamt, Solothurn

—Herr F. Rimml, Beratungsstelle für behindertengerech—
tes Bauen, Kant. Hochbauamt, Aarau

-Herr R. Bünzli, Beratungsstelle für behindertenge
rechtes Bauen, Kant. Hochbauamt, Zürich
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Protokoll

Der Zusammenkunft 1985 der westschweizer Kommissionen zur
Vermeidung von baulichen Barrieren

Die westschweizerischen kantonalen Kommissionen zur Vermeidung von bauli
chen Barrieren versammeln sich seit zwölf Jahren regelmässig, zuerst einmal
jährlich und dann alle zwei Jahre. Diese Zusammenkünfte dienen dem Erfah
rungsaustausch und der gegenseitigen Unterstützung im Vermeiden von bauli
chen Barrieren.

Die Kommissionen haben sich dieses Jahr am 25. Oktober in Neuenburg als
Gäste der Neuenburger Kommission zur Vermeidung von baulichen Barrieren ge
troffen. An dieser Zusammenkunft beteiligten sich auch Mitarbeiter der
Schweizerischen Fachstelle für behindertengerechtes Bauen, der Kantons—
architekt und kantonale Liegenschaftenverwalter von Neuenburg, sein
Adjunkt, und der Stadtarchitekt von Neuenburg. Ausser dem Berner Jura waren
westschweizerische Kantone vertreten mit im ganzen 35 Personen.

Der Vormittag war dem Gedankenaustausch zwischen den Kommissionen und der
Schweizerischen Fachstelle über die Revision der Norm SNV 521 500 des CRB
gewidmet. Am Nachmittag hatte die Neuenburger Kommission zur Vermeidung von
Architekturschranken die Gelegenheit, die Situation in ihrem Kanton darzu
stellen. Anschliessend wurde den Anwesenden eine von der Schweizerischen
Fachstelle geschaffene Wanderausstellung gezeigt.

Schweizerische Fachstelle für behindertengerechtes Bauen und west—
schweizerische Kommissionen zur Vermeidung von baulichen Barrieren

Im Verlaufe der letzten zwei Jahre wurde die Schweizerische Fachstelle
strukturiert. Sie hat für ihr Rahmenprogramm die folgenden Schwerpunkte
gesetzt:

Erarbeiten der bautechnischen Grundlagen, Erfassen der bestehenden kantona—
len Gesetze, Austausch von Informationen und Erfahrungen, Koordination
zwischen den Spezialisten des Bauwesens und den Behindertenorganisationen.

Zur Veranschaulichung ist zu erwähnen, dass einige schweizerische Hilfsorga
nisationen eine Vereinbarung mit der Schweizerischen Fachstelle getroffen
haben, wonach die letztere beauftragt wird, sich mit Baufragen zu befassen.
Aufgrund dieses Auftrages hat die Fachstelle mit den SBB über die bauliche
Anpassung der neuen Eisenbahnwagen verhandelt. Die Fachstelle hat sich mit
einer umfangreichen Stellungnahme an der Vernehmiassung zum Norm—Entwurf be
teiligt, die die praktische Anndung der Norm erleichtern soll. Sie pflegt
Kontakt mit dem Schweizerischen Invalidenverband im Hinblick auf die Neu
auflage des blauen Leitfadens; sie hat einige technische rkb1ätter publi
ziert und u.a. eine Sammlung von Büchern, vorbildlichen Bauplänen sowie von
wichtigen baulichen Einzelheiten angelegt. Die Fachstelle gibt auch ein
Informationsbulletjn heraus. Sie verbreitet Informationen in anderen Fach—
blättern und hat mit einer Wanderausstellung an der Swissbau—Messe teilge
nommen. Sie hat ihr technisches Merkblatt über sanitäre Einrichtungen an

./.
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alle Installateure für sanitäre Anlagen und Apparate der Schweiz ver
schickt. Eine Vereinbarung zur Verbreitung von Informationen wurde auch mit
dem Schweizerischen Gemeindeverband abgeschlossen. Im Jahre 1984 wurde eine
Arbeitstagung mit den deutschschweizerischen Mitarbeitern der Pro Infirmis
Beratungsstellen abgehalten, und seit drei Jahren finden alijährliche
Zusammenkünfte mit deutschschweizerischen Fachleuten zur Vermeidung von
baulichen Barrieren statt.

Die Schaffung der Schweizerischen Fachstelle für behindertengerechtes Bauen
wurde in der Westschweiz mit etwas gemischten Gefühlen aufgenommen. Seither
ergab sich eine Zusammenarbeit mit einigen regionalen Gruppen. Insbesondere
hat die “Association H.A.U.“ (Verein Behinderte, Architektur, Städteplanung)
in Genf dieses Jahr die Schweizerische Fachstelle schon mindestens 11 mal
konsultiert im Hinblick auf die Flugplatz—Projekte, eine Hebebühne, eine
Photoausstellung, etc. Sie schätzt die Bereitschaft und die Sachkunde der
Schizerischen Fachstelle und erkennt, daSS sich die gegenseitigen
Tätigkeiten ergänzen. Die “Association H.A.U.“ bekundete ihr Interesse, die
Lokalitäten der Schweizerischen Fachstelle in Zürich zu besuchen.

In der anschliessenden Diskussion wurden verschiedene Themen aufgegriffen
wie z.B. die Masse für die Aufzüge und die Telephonkabinen ausserhalb des
PTT—Bereiches, die Strukturen der Schweizerischen Fachstelle und deren
Finanzierung, der Unterschied zwischen der Norm des CR8 und den technischen
Merkblättern, die Uebereinstimmung des SIV—Leitfadens mit der revidierten
Norm, die Notwendigkeit, einen kleinen Prospekt zu schaffen, der denjenigen
mit dem Titel “weicome in(n)“ ersetzt, die Verbreitung des Informations—
bulletins der Schweizerischen Fachstelle.

In Berücksichtigung der bewiesenen Möglichkeiten der praktischen Zusammen
arbeit zwischen der Schweizerischen Fachstelle für behindertengerechtes
Bauen und den westschweizerischen Kommissionen zur Vermeidung von baulichen
Barrieren, hat sich das westschweizerische Sekretariat von Pro Infirmis ent
schlossen, sich zurückzuziehen und der Schweizerischen Fachstelle die Auf
gabe zu übertragen, den Gedankenaustausch zwischen den westschweizerischen
Kommissionen einerseits und zwischen diesen Kommissionen und der Schweize
rischen Fachstelle anderseits zu organisieren.

Revision der Norm SNV 521 500 des CRB

Die Vernehmiassung über den Entwurf zur Revision der Norm scheint Erfolg zu
haben. Die Antworten aus der Westschweiz sind zahlreich; die Uebersetzung
des Entwurfes ins Französische hat also Früchte getragen.

Der Direktor des CRB wird eine Kommission einsetzen, die das Projekt der
neuen Norm überarbeiten wird. Es ist zu hoffen, dass die Norm im Herbst
1986 bereit sein wird.
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In der Diskussion wurde betont, wie wichtig es ist, nicht nur die Situation
der Personen im Rollstuhl zu berücksichtigen, da die Vermeidung von bauli
chen Barrieren allen dient. Es wurde übrigens von der Schweizerischen
Fachstelle vorgeschlagen, in einem einleitenden Kapitel die besonderen Be
dürfnisse der Gehbehinderten sowie diejenigen der Sinnesbehinderten (Sehen,
Hören) darzulegen.

Die Aufzüge stellen noch ein Problem dar; es muss auf allen Ebenen Druck
ausgeübt werden, damit bei der Installation die erforderlichen Masse ein
gehalten werden.

Es wurde auch erwähnt, dass der Anwendungsbereich der Norm von den kantona—
len Gesetzen abhängig ist. Im weiteren stellt sie ein Minimum dar und muss
sie den Benützern angepasst werden; es handelt sich nicht um eine allumfas
sende Norm. Es können sich auch Interessenkonflikte ergeben. (Zum Beispiel
können die Knöpfe des Aufzuges mit Vorteil tief angebracht werden für Per—
sonen in Rollstühlen, hingegen könnten sie, höher angelegt, einen willkom
menen Schutz vor der Manipulation durch kleine Kinder bilden.)

Damit sich eine Höchstzahl von Leuten betroffen fühlt, ist es wichtig,
ihnen die Probleme der baulichen Barrieren nahe zu bringen. Insbesondere
beherrschen nicht alle Architekten die zur Ermöglichung der Mobilität er
forderlichen Massnahmen in ihrer ganzen Verflochtenheit und Tragweite.

Bauliche Barrieren im Kanton Neuenburg

a) Kantonale Gesetzgebung

Herr Ph. DONER, Kantonsarchitekt und kantonaler Liegenschaftenverwalter von
Neuenburg, stellte die gültige Gesetzgebung in seinem Kanton dar. Hinweise
betreffend bauliche Barrieren sind im Artikel 11 des am 15. Dezember 1982
abgeänderten Baugesetzes enthalten. Sie sind ausserdem Gegenstand der Ver
fügung vom 5. Dezember 1983 über die im Bauwesen zu treffenden Massnahmen
zugunsten der körperlich behinderten Personen.

Die Verfügung wird auf neue dem Publikum zugängliche Bauten angewendet und
enthält die gängigsten Massnahmen. Die Tragweite der Verfügung ist leider
durch die Verfahrensform eingeschränkt: in der Tat beschränkt sich der
Kanton darauf, für die Bauprojekte ein Gutachten abzugeben; die Entschei
dung und die Kontrolle liegen bei den Gemeinden. In den grösseren Städten
greift der Kanton nicht einmal ein.

Der Kanton sieht vor, gewisse Formulare, wie die Gesuche um die Baubewilli—
gung, neu zu erstellen; diese werden die Massnahmen zugunsten der behinder
ten Personen enthalten.
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In der Praxis wurden in Neubauten Anpassungen eingeführt, was auch, wo dies

möglich war, für historische Bauten gilt. Es scheint, dass der Kanton der

zeit keine Anpassungen subventioniert.

b) Verwirklichungen in der Stadt Neuenburg

Herr Th. Waldvogel, städtischer Architekt, stellte die Arbeiten dar, die

trotz der zahlreichen alten an schwierig zugänglichen Stellen gebauten Ge

bäude verwirklicht werden konnten.

Die Stadt hat eine Fussgängerzone eingerichtet. Sie räumt der Anpassung von

publikumszugänglichen Gebäuden, die als Kontaktorte dienen (Museen, Biblio

theken, etc.) Priorität ein. In einem Verwaltungs—Gebäude wird die Informa

tion an die behinderte Person herangebracht. (Der Behinderte hat Zugang zu

einem Computer—Terminal, oder der Beamte begibt sich, falls nötig, zu
ihm. )Zwei behindertengerechte Wohnungen als Pilotprojekte haben leider
keine Mieter gefunden. Die für Behinderte zugänglichen öffentlichen WC
werden, wie auch die übrigen, oft beschädigt; versuchsweise werden sie
zurzeit in der Nacht durch einen Securitaswächter abgeschlossen.

Was im Moment mangelt, ist die Verbreitung von Informationen über die ver
schiedenen bestehenden Verwirklichungen.

c) Neuenburger Kommission zur Vermeidung von baulichen Barrieren

Die Kommission wurde durch ihren Präsidenten, Herrn C.—A. BINDITH, vorge
stellt. Nach ihrer Gründung im Jahre 1970 begann sie, eine Liste der beste
henden Bauschranken zu publizieren. Zu mehreren Gelegenheiten unternahm sie
Schritte beim Kanton; dank der Mitwirkung von Frau DROZ—Bille, Kantons—
rätin, führten sie zur Revision eines Artikels des Baugesetzes und zum
Erlass von Ausführungsbestimmungen.

Im Jahre 1978 gab die Kommission einen Behindertenführer für den Kanton
Neuenburg heraus. Mit der Unterstützung von Staatsrat BRANDT verbreitete
sie 1981 bei den Architeken den Leitfaden des Schweizerischen Invaliden—
verbandes. Die Kommission verfolgt regelmässig die Ausschreibungen der Bau—
projekte und macht Architekten, Unternehmer und Behörden schriftlich auf
bauliche Barrieren aufmerksam. Im Hinblick auf das internationale Jahr der
Jugend hat eine Klasse cerebral gelähmter Jugendlicher allen Gemeinderäten
des Kantons geschrieben, um sie an der Beseitigung von baulichen Barrieren
zu interessieren.

Die Kommission ist aus Vertretern von Hilfsorganisationen und Selbsthilfe—
gruppen von behinderten und betagten Personen, sowie aus Architekten und
einem Mediziner zusammengesetzt. Sie möchte eine Bestandesaufnahme über die
öffentlichen und privaten Bauten erstellen, die ohne bauliche Barrieren zu
gänglich sind.
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Allgemeine Diskussion

Beim Bauen können die baulichen Barrieren relativ leicht vermieden werden.
Es entstehen keine grossen Kosten, wenn die entsprechenden Massnahmen von
Beginn an ergriffen werden. Mehr Mühe bereitet hingegen das Umsetzen in die
Praxis.

Die Diskussion ergab, dass verschiedene Mittel wie Information, Motivation
und Gesetzesbestimmungen angewendet werden können. Einige Personen befürch
ten, dass die Vermeidung von baulichen Barrieren durch den Dialog allein
als eine kostspielige Bevorzugung der behinderten Personen gewertet werden
könnte, während legale Mittel einem Recht gleichkommen, von dem die ganze
Bevölkerung Nutzen ziehen kann. Tatsächlich scheinen beide Mittel notwendig
zu sein; die Rolle der Kommissionen und anderer regionaler Gruppen zur
Vermeidung von baulichen Barrieren bleibt wichtig. Mit der Einladung zur
westschweizerischen Zusammenkunft müsste ein Pressecommuniqu einhergehen.

Wanderausstellung

Die Schweizerische Fachstelle hat eine kleine Ausstellung mittels Tafeln
anlässlich ihrer Beteiligung an der Swissbau geschaffen. Ein Teil davon
stellt schlagwortartig die baulichen Barrieren dar; der andere Teil be
schreibt die Tätigkeit der Schweizerischen Fachstelle. Diese Ausstellung
konnte an der Zusammenkunft in Neuenburg besichtigt werden. Auch wenn keine
Zeit mehr vorhanden war, um die Diskussion darüber wieder aufzunehmen,
schienen die westschweizerischen Kommissionen an einer französischen Ueber
setzung interessiert zu sein, zumindest für den Teil, der die baulichen
Barrieren aufzeigt; der zweite Teil über die Schweizerische Fachstelle
könnte mit der Beschreibung der kantonalen Kommissionen ergänzt werden.

Zusätzlich zum offiziellen Teil, hat die Zusammenkunft auch die inoffiziel—
len Gespräche gefördert und die Bande zwischen den Kommissionen und mit der
Schweizerischen Fachstelle gefestigt.

6. 11. 85 5. Blanc (Uebersetzung: R. Stahel)
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Entnommen: Design for Special Needs
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Koordination

Die Verbesserung der Koordination der verschjedeflst Ttigkej_
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Zusammenarbeit zwischen dem Schweizerischen Invalidenverband und

der Schweizerischen Fachstelle für behindertengerechtes Bauen

Im August dieses Jahres fand zwischen den beiden Stellen ein aus

führlicher Meinungsaustausch zum lange erwarteten Entwurf der revi

dierten Norm SNV 521 500 statt. Dabei kam auch die schon seit län

gerem beabsichtigte Ueberarbeitung des SIV-Leitfadens zur Sprache

und es wurde vereinbart, dass die Schweizerische Fachstelle an der

Ueberarbeitung mitwirken wird.

In diesem Zusammenhang wurde auch der im Informationsbulletin 4/85

vorgestellte Vorschlag für ein Konzept der Grundlagen in der (
Schweiz besprochen. Da es sich beim Vorschlag um ein zukünfti

ges Modell handelt, ist bei den Beispielen der SIV-Leitfaden nicht

aufgeführt. Die Schweizerische Fachstelle ist aber mit dem SIV der

Meinung, dass neben den in der Norm enthaltenen Mindestanforderun

gen ein klares Bedürfnis nach zusätzliche Angaben und Informati

onen besteht. Der überarbeitete SIV-Leitfaden soll eine solche,

die Norm ergänzende Aufgabe übernehmen.

Es ist erfreulich, dass der Schweizerische Invalidenverband die

Beratungstätigkeit seiner Sektionen ausbauen will. Da die S1V-Bera

tungsstelle in Olten ihr Tätigkeitsfeld eher in dieser objektbezo

genen Arbeit sieht, steht einer fruchtbare Zusammenarbeit zwischen

den beiden professionellen Stellen nichts mehr im Wege.
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Gesprächs — Notiz

der Besprechnung vom 15. Oktober 1985 zwischen:

Herrn Generaldirektor H. Eisenring, S33 Departement Technik
Herrn Direktor Ä. Bonny, S33 Abt. Zugsförderung und Werkstätten

und

Herrn M.Hürlimann, Schweiz. Fachstelle für beh.ger. Bauen
Herrn J. Manser, “ “ “

Herrn M. Stamm, ÄSKIO, als Vertreter der Unterzeichner der Ab
sichtserklärung zum behindertengerechten Bauen
in der Schweiz

Die Einladung der S3B zu diesem Gespräch, erfolgte anstelle
einer schriftlichen Antwort auf das Schreiben der Schweize
rischen Fachstelle vom 9. Mai 1985. Haupttraktanden waren:
- Neues Wagenmaterial für die Pendelzüge
- Zürcher S—Bahn
- Erfahrungen mit dem S33-Reglement 200.7 (Wagenmaterial +

Bauten)
- Zukünftige Zusammenarbeit der SBB mit der Schweizerischen

Fachstelle.

Neue Pendelzüge
Die neuen Pendelzüge bestehen aus einem Triebwagen und einem
Steuerwagen. Der getestete Prototyp wies schlechte Ein-/Aus
stiegsverhältnisse für Gehbehinderte auf, dafür aber ein Abteil
mit aufklappbaren Sitzen für Rollstuhlfahrer. Bei den inzwi
schen in Auftrag gegebenen 30 Pendelzügen sind nun die Ein-/Aus
stiegsverhältnisse verbessert worden, hauptsächlich durch die
Verringerung um eine Stufe.
Diese Verbesserung hat aber zur Folge, dass kein spezielles
Rollstuhl-Abteil mehr vorgesehen ist, da der Aufwand von der
SB3 als unverhältnismässig erachtet wird. Als Rechtfertigung
wird im weiteren angeführt, dass die Plattform offen und trans
parent in den ganzen Wagen integriert sei, sodass ein Rollstuhl-
fahrer dort nicht ausgesondert sei. Zudem soll zwischen Trieb—
und Steuerwagen jeweils ein umgebauter Wagen der Serie EW 1 +

II dazwischen gehängt werden, in welchem dafür ein spezielles
Rollstuhl—Abteil vorgesehen ist.

Neue S-Bahnzüge
Die Entscheide stehen unmitelbar bevor. Die Festlegung des
Wagenmateriales ist auf‘s Engste mit den Perronhöhen verbunden.
Von Seiten der Behinderten ist es höchst bedauerlich, dass die
Lösung mit einem Einstieg “ Niveau“, d.h. ohne Einstiegs
treppe, fallen gelassen wurde. Die von den SBB bevorzugte Lö
sung weist folgende Merkmale auf:
Eine S-Bahn—Einheit besteht aus drei Teilen ist 100 m lang und
weist 6 Einstiege auf. In Verkehrsspitzen werden jeweils 3 sol
che Einheiten zu einer Komposition von 300 m Länge zusammenge
hängt.
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Die Einstiegsplattformen befinden sich über den Räder an den
Wagenenden. Von dort führen 4 Stufen zum unteren und 7 Stufen
zum oberen Passagierbereich des Doppelstockwagens. Am einen
Wagenende, d.h. bei 3 von 6 Einstiegen, sind auf dem Niveau der
Plattform jeweils 8 Sitzplätze vorgesehen. Diese sind besonders
für Gehbehinderte von Interesse, die Mühe mit Treppensteigen
haben. Bei einem dieser 3 Äbteile, im Steuerwagen, ist ein Roh
stuhlabteil mit Klappsitz vorgesehen, d.h. pro S-Bahn-Einheit
von 100 m ein Rollstuhlabteil.
Ein—/Aussteigsverhältnisse: Gegenüber der heute üblichen Tritt-
höhe von 52 — 54 cm (Massangaben = cm über Schienenhöhe) liegt
der erste Tritt beim Doppelstockwagen auf 68 cm. Dies macht eine
Erhöhung der Perrons notwendig. Das bestehende Wagenmaterial er
laubt jedoch nur eine Anhebung auf max. 55 cm. Dies ergibt
einen Antritt von 13 cm. Ueber 2 weitere Stufen von je 24 cm ge
langt man dann auf die Plattform. Die meisten bestehenden Per—
rons liegen auf 25 cm Höhe, damit würde bei einem S-Bahn Doppel
stockwagen eine Trittliöhe von 43 cm entstehen. Deshalb ist die
Anpassung aller 110 S-Bahn-Bahnhöfe an die Perronhöhe von 55 cm
aus der Sicht der Behinderten unerlässlich.

Bestimmungen der S3B, PTT, Eidg. Amt für Verkehr
Die im Sept. 1975 erlassenen Bestimmungen über “Bauliche und
technische Vorkehren für Gehbehinderte im öffentlichen Verkehrs
wesen“ haben sich im baulichen Bereich bewährt. Nach der im
Gange befindlichen Revision der SNV-Norm 521‘SOO wird eine Aktu
alisierung notwendig sein. Das Kapitel 4 über das Rollmaterial
ist ungenügend und muss grundsätzlich überarbeitet werden.
Generaldirektor Eisenring wird das Amt für Verkehr anregen,
eine entsprechende Initiative zu ergreifen und die Federführung
zu übernehmen.

Zukünftige Zusammenarbeit SBB / Schweiz. Fachstelle
1982 wurde von der Schweizerischen Fachstelle der SBB ein Ent
wurf für eine Vereinbarung unterbreitet. Der Vorschlag wurde an
die Unterabteilung Hochbau gerichtet. Dieser Vorschlag ist Herr
Eisenring nicht bekannt, da er erst seit 2½ Jahren im Amt ist.
Er will sich der Sache annehmen. Ziel soll eine kontinuierliche
Zusammenarbeit sein, die es ermöglicht, die Anstrengungen der
SBB auf dem Gebiete der behindertengerechten Gestaltung effek
tiv und nach den neusten Erkenntnissen zur Geltung zu bringen.
Für die laufenden Rollmaterialprojekte wird Herr Direktor Bonny
veranlassen, dass die zuständigen Sachbearbeiter der ZfW sich
direkt mit der Fachstelle in Verbindung setzen.

Der Meinungsaustausch war sehr wertvoll und verschiedene Anlie
gen Behinderter und Betagter konnten detailliert erörtert wer
den. In den letzten 15 Jahren konnten ins Gewicht fallende Ver
besserungen für Behinderte im Rahmen der SBB verwirklicht wer
den und für die Zukunft sind weitere Fortschritte nötig und
möglich.

Zürich, 24.10.85 / MA
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Grundlagen

Uebertragungsmöglichkeiten für Hörbehinderte Seite 22

(siehe auch Traktandum 5 des Protokolls der Tagung der regionalen
Bauberater, Seite 6 dieses Informationsbulletins)

Im Interesse, den Lesern des Informationsbulletins Hilfsmittel für
verschiedene Behinderungsarten und deren Auswirkungen im baulichen
Bereich näherzubringen, stellen wir Ihnen heute die wichtigsten
Uebertragungssysteme für Hörbehinderte vor. Vom Bund Schweize
rischer Schwerhörigenvereine wird zur Zeit ein “Merkblatt Höranla—
gen“ für Architekten und Baubehörden vorbereitet. Dieses Merkblatt
werden wir im nächsten Informationsbulletin abdrucken.
Allgemein gilt, dass jede Höranlage von Fachleuten sorgfältig be
rechnet werden muss. Auskünfte können bei regionalen Hörmittelzen—
tralen, Fachgeschäften oder Schwerhörigenvereinen erfragt werden.

Minimale Nasszellen mit Klosett, Dusche, Lavabo Seite 25

Im Informationsbulletin 3/85 wurden Ihnen vier Typen von minimalen
Nasszellen zur Beurteilung vorgelegt. In der Zwischenzeit haben
wir einige interessante Stellungnahmen erhalten, mit Hilfe derer
wir nun die Grundriss—Typen und die dazugehörigen Kommentare über
arbeitet haben. Die im Folgenden abgebildete Grundlage “Minimale
Nasszellen—Grundrisse mit Klosett, Dusche, Lavabo“ enthält vier
empfehlenswerte Typen von Nasszellen für Wohnungen, Hotel— oder
Ältersheimzimmer, die nicht hauptsächlich von Rollstuhifahrern
benützt werden. Sie kann bei der Schweizerischen Fachstelle bezo
gen werden.
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Über tragungsmoglj.

Gekürzte Fassung eines Vortrags mit Vorstellung der in der Schweiz

gebräuchuiC5 Von E.F. Warnke, BRD

Millionen von Menschen mit Hörproblemen sind heute in aller Welt
Zur Verbesserung ihres Hörvermögens ausschliesslich auf konven

tionelle Hörger angewie Gewiss haben die
ler die Qualität vor allem der HdQ-Geräte während den letzten

Jahren ständig verbessert Vor allem die Einführung des Elektret_

Mikrofons erweiterte den der Hörger so
sehr, dass nun das magnetj5 Hörgerät am Ende des Uebertragungs

weges zum schwächsten Glied der Kette geworden ist. Doch auch
hier versprechen neue Entwicklungen weitere Verbesserungen Hand
in Hand mit der Verbesserung der Hörgerä wurde auch deren An-

Fassung noch weiter verfeinert um jede einzelne Hörstörung opti
mal auszug1ej

Aber auch das bestangep55
Hörgerät nimmt mit seinem Mikrofon

den Schall natürlich erst dann auf, wenn er den Hörgerätetrg

erreicht hat. Diese einfache und naheliegende Feststellung ist
aber sehr folgensch.

befindet sich ein Sprecher in unmittel

barer Nähe eines Hörgerätetrg so ist er meist gut zu ver

stehen. Mit zunehmendem Abstand des Hörgerätetrg5
vom Sprech

enden degegen wird die Verständlichkeit stetig schlechter Zu
gleich wird die erforderliche Konzentration des Hörgerätetrg5

immer grösser

Erschwert wird das Problem noch weiter, wenn sich der Uörgert_

träger zudem in einer Umgebung befindert weil
dann die ohnehin schon energiear

Konsonanten nicht nur durch
den Nachhall von Wänden Decken und Fussboden des Raumes, sondern

zusätzlich durch Nebengeru5 aus anderen Schallque ver
deckt werden. Und diese Verdeckung lässt sich am Standort des Hör
geräteträg5

nachträglich wirklich nicht mehr bereinigen. Ins

besondere bei Konferenzen und in öffentlichen Gebäuden also in
Schulen, Universitäten Kinos, Theatern und
Kirchen ist die Entfernung zwischen der Scha1lque und dem Hör
geräteträg noch grösser als in seiner Sonstigen täglich Um
gebung. Deshalb scheuen sich Hörgerätetrg auch so oft, Theater,

Kirchen und öffentliche Vortrag5verafl51
aufzusuchen Sie

haben die Erfahrung gemaclit, dass sie trotz höchster Konzentra

tion nur einen Teil des Textes verstehen können.

Die vernünftigste Möglichj zur verständlichen Uebertragung von
Sprache zu Hörgerätetrg bei Konferenzen und in öffentlichen

Gebäuden ist fraglos die Anbringung eines Mikrofons in gerin

Abstand vom Mund des Sprechenden Hier ist das Verständnis zwi
schen Vokalen und Konsonanten noch in Ordnung, also unverwischt

Der weitere Weg dieses unverfälschten Sprachtextes bis zum Hör
gerät darf dann natürlich auch nicht mehr durch Störungen über

lagert und beeinträchtigt werden. Die nachstehend beschriebenen

verschiedenen Möglichkej
dieser weiteren Uebertragung bis zum

Hörger unterscheiden sich voneinander vor allem durch Kosten,

Kompliziertheit und Anfälligkeit gegenu Störungen.

./.

Schejzerj$che Fachste1e fr behindertengececht Bauen
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Technische Ausführung Kosten Kompliziertheit Störanfälligkeit

NF-Induktions-Schleife mittel Schleifenverlegung Brummen + übersprechen

Infrarotlicht-Einkanal mittel einfache Install. Tageslicht

Infrarotlicht-Vielkanal hoch einfache Install. Tageslicht

NF-Induktions-Schleife

In dieser Technik werden die vom Mikrofon abgegebenen Spannungs-
schwankungen einem Verstärker zugeführt. Dessen Ausgangsleistung
muss hoch sein, weil er eine im gesamten Raum entweder dauerhaft
verlegte oder nur für die betreffende Veranstaltung provisorisch
verlegte Drahtschleife speisen muss. Auf diese Weise wird ein in—
duktives Feld erzeugt, das recht genau dem ursprünglichen Schall—
ereignis entspricht. Um aus dem durch diese Schleife erzeugten
Induktionsfeld wieder hörbaren Schall zu erzeugen, sind zwei
technische Lösungen üblich:
Soweit die in dem Raum Anwesenden ein Hörgerät tragen, schalten
sie dieses Hörgerät in die Stellung T oder MT. So wird die Tele
fonspule des betreffenden Hörgerätes eingeschaltet. In ihr wird
durch das induktive Feld eine kleine Spannung erzeugt, die vom
Hörgerät so weit verstärkt wird, dass sie vom Träger dieses Hör—
gerätes gut verstanden werden kann. Soweit die in dem Raum An
wesenden kein Hörgerät tragen, gibt es spezielle Kopfhörer mit
einer Induktions—Empfangsspule, betriebseigenem Verstärker und
Lautstärke—Einsteller, die demselben Zweck dienen.
Schwierigkeiten entstehem bei dieser NF-Induktions-Technik vor
allem dadurch, dass störende Induktionsfelder durch Starkstrom—
leitungen und insbesondere durch sogenannte Dimmer erzeugt werden,
die in Veranstaltungsräumen häufig zum stufenlosen Abblenden der
Helligkeit benützt werden. Das dadurch erzeugte schnarrende oder
brummende Geräusch überlagert dann die gewünschte Sprech-Ueber—
tragung und lässt sich davon nicht wieder trennen. Wird diese
Technik in einem Gebäude mehrfach eingesetzt, so ist häufig stö
rendes Uebersprechen die Folge, das heisst, in den seitlich, oben
oder unten angrenzenden Räumen ist eine fremde Uebertragung eben
falls noch störend wahrnehmbar.

Infrarotlicht-Einkanal

Diese Technik ist erst seit wenigen Jahren verfügbar. Dennoch
liegen inzwischen ausreichende Erfahrungen vor, um ihren Einsatz
für Konferenzen und öffentliche Gebäude beurteilen zu können. Als
Träger der vom Mikrofon gelieferten Spannungsschwankungen wird
hier zunächst eine Frequenz von 95 Hz in der von der Ultrakurz
welle bekannten störfreien Frequenzmodulation benutzt. Mit diesem
Träger wird dann das eingentliche Infrarotlicht moduliert. Die
Uebertragung ist so breitbandig wie der Hörbereich eines gut
hörenden Menschen. Sie bleibt immer auf den betreffenden Raum be
schränkt. Störungen durch Starkstromleitungen oder Dimmer-Schal
tungen sind ausgeschlossen. Die einzige Empfindlichkeit besteht
gegenüber direkter Tageslicht-Einstrahlung, die aber leicht durch
Vorhänge beseitigt werden kann.
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Als Empfänger stehen beispielsweise einteilige Geräte zur Verfü
gung, die von Menschen mit Hörproblemen vorgezogen werden, die
nicht ständig ein Hörgerät tragen. Für Hörgeräteträger dagegen
empfiehlt sich ein Umhängeempfänger, von dessen Ausgang ein oder
zwei Induktions—Plättchen gespeist werden, die dann wiederum
induktiv auf das in Stellung T oder MT geschaltete Hörgerät über
tragen. Beide Empfänger lassen sich sowohl in Kirchen, Theatern,
Altenheimen, usw. mit Infrarot-Anlage als auch daheim zur draht—
losen Uebertragung des Fernsehtons einsetzten (ca.Fr.200.—/Gerät).

Infrarot-Vielkanal

Auch diese Technik ist erst seit wenigen Jahren verfügbar. Das
inzwischen genormte Uebertragungsverfahren erlaubt gegenwärtig
die gleichzeitige und unabhängige Uebertragung von bis zu neun
Kanälen mit ebenso vielen Sprachen. Als Träger der für die neun
Kanäle bestimmten Tonfrequenzen werden Frequenzen zwischen 55 KHz
und 375 KHz benutzt, die ebenfalls in der von der Ultrakurzwelle
bekannten Technik frequenzmoduliert werden. Mit diesen neuen Trä
gern wird dann das eigentliche Infrarotlicht moduliert.
Auch hier ist die Uebertragung praktisch so breitbandig wie der
Hörbereich des guthörenden Menschen. Sie bleibt ebenfalls immer
auf den betreffenden Raum beschränkt. Ein Uebersprechen zu an
grenzenden Räumen findet überhaupt nicht statt. Auch sind Stör
ungen durch Starkstromleitungen oder durch Dimmer-Schaltungen
völlig ausgeschlossen. Die einzige Empfindlichkeit besteht gegen
über direkter Tageslichteinstrahlung, die aber natürlich auch
leicht durch Vorhänge beseitigt werden kann.
Zum Empfang stehen in der Regel leichte Umhänge-Geräte zur Ver
fügung, an die für Guthörende geeignete Normal-Kopfhörer anzu
schliessen sind, während für Hörgeräteträger wiederum das Induk—
tions-Plättchen angeschlossen wird, das dann induktiv auf das in
Stellung T oder MT geschaltete Hörgerät überträgt. Diese Empfän
ger enthalten neben dem Umschalter für die neun Kanäle auch einen
Einsteller für die individuell gewünschte Lautstärke.

NF- Induktions-Schleife Infrarotlicht-Einkanal Infrarotlicht-Vielkanal

-
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Minimale Nasszellen-Grundrisse mit Klosett, Dusche, Lavabo

Die folgenden Grundriss-Typen gelten für:

Nasszellen von Wohnungen, Hotel —oder Ältersheimzimmern die nicht

hauptsächlich von Rollstuhlfahrern benützt werden.

Im Falle einer dauernden Benützung durch Schwerbehinderte oder

pflegebedürftige Personen sind grössere Raumabmessungen notwendig.

Typ A
Raumabmessungen: 180 x 165 cm

- Lavabo an Seitenwand vor
Klosett

— Duschenarmatur an Rückwand
neben Klosett

- Für Rollstuhlbenützer

TYP B
Raumabmessungen: 180 x 180 cm

— Lavabo und Duschenarmatur
wie Typ Ä, jedoch Abmessung
der Rückwand grösser

mit Hilfsperson knapp

bitte wenden

Zentralstrasse 153 CH-8003 Zürich Teleftn 01/242 5557 Postcheckkonto 80-4616



Typ C
Raumabmessungen: 200 x 180 cm

— Duschenarmatur an Rückwand

neben Klosett

— Lavabo an der entfernteren
Seitenwand

Typ II
Raumabmessungen: 180 x 200 cm

— Lavabo und Duschenarmatur

an der entfernteren Seiten

wand

Für Typ C + D : Wenn sich an derselben Wand, an der ein Klapp
Sitz vorgesehen ist, ein Klosett (Typ D) oder ein Lavabo (Typ C)
befindet, so soll deren Länge mindestens 200 cm betragen. Damit

ist die Zugänglichkeit zum Klappsitz gewährleistet.

Allgemein gilt:

- ALLE MASSE SIND FERTIGMÄSSE!

— Duschen für Rollstuhlfahrer und Gehbehinderte müssen befahrbar
und schwellenlos sein.

- Wird eine Nasszelle von derselben behinderten Person benützt,
sollen Hilfsstützen, Haltegriffe, Duschklappsitze oder Dusch
stühle erst nach Abklärung der individuellen Bedürfnisse des
Benützers angebracht werden.

— Wird eine Nasszelle von verschiedenen behinderten Personen be
nützt, so gelten die Angaben zu öffentlich zugänglichen Anla
gen im Merkblatt 1: Behindertengerechte Sanitäranlagen.

- Ergänzende Angaben zur Projektierung von Nasszellen finden Sie
im Merkblatt 1: Behindertengerechte Sanitäranlagen.



Technische und andere Hi.nweise

Mobile rollstuhiqängige Klosettanlage

Wie bereits in den InformationsbulletiflS 2/84 und 3/85 stellen
wir Ihnen eine weitere rollstuhigerechte Klosett-Anlage vor.

«WC-MobiI»
Nein, um einen jener «Erlkönige», welche
ab und zu von findigen Pressefotografen
auf Versuchsgeländen von Autoprodu
zenten gesichtet und mit Spezialobjekti
yen abgelichtet werden, handelt es sich
hier nicht. In Sachen Aerodynamik würde
diese Neuheit in zweckmässiger Kasten-
form ohnehin nicht ganz im neuesten
Trend liegen..

Eine für uns Rollstuhlfahrer interessante
Neuheit ist das mobile und rollstuhlgän
gigeWC des RSCB aber allemal. Das in Ei
genleistung realisierte «WC-Mobil» stellt
der Rollstuhl-Club Bern deshalb auch ger
ne zu sehr günstigen Bedingungen ande
ren Vereinen und Veranstaltern zur Verfü
gung. Bei zukünftigen Vereins- oder son
stigen Anlässen muss das leidige Pro
blem des rollstuhlgängigen stillen Ört
chens nicht mehr jedesmal mühsam or
ganisiert werden. Ein rechtzeitiger Anruf
genügt!

Reservation:
Toni Lenz
Tel. 035- 2 35 35

Mietbedingungen:

Für Rollstuhlclubs Fr. 100.— pro Anlass
plus Ttansportspesen.

Für andere Vereine und Veranstalter
Fr. 100.— pro Tag plus Transportspesen.

Das schmucke «Häuschen» freut sich auf
Besucher, auch solche, die nicht auf Rä
dern kommen, sowie natürlich auf mög
lichst zahlreiche Einsätze.

Fritz Trachsel, Guevau
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Rollstuhigängige Auf zugsanlage

Die Firma Gendre Otis hat einen neuen rollstuhigängigen Aufzug
(Kabine llOxl4Ocm) mit minimalen Schachtabmessungen in ihrem Lie
ferprogramm.

Die Schweizerische Fachstelle ist daran, eine Liste von rollstuhl—
gängigen Standard-Äufzügen zu erstellen, welche im nächsten Infor
mationsbulletin publiziert werden wird.

630 kg INVALIFT

Typ: LM 882
8 Personenautzug Ascenseurs 8 personnes
2Geschw. — 1,Om!s 2vitesses —1,OmIs
AutomatischeTüren Portes automatiques Appareil accessible aux handicapes

Aufzug roilstuhlgängig
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Neue Literatur

Wisst Ihr, was es heisst, frei zu sein? Seite 30

Im Folgenden drucken wir den Brief einer durch Polio behinderten
Frau ab, welcher auf das Thema behindertengerechtes Bauen eingeht.
Er wurde der Fachzeitschrift PRO INFIRMIS Nr. 2/85 entnommen.

Forschungsbericht aus der BRD: Seite 31

“Bedarfsgerechte und wirtschaftliche Verfahren Behinderten-
Wohnungen bereitzustellen“

Im Auftrag des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau wird mit dieser Studie ein Problem untersucht, das
sich in der Schweiz sehr ähnlich zeigt wie in der Bundesrepublik

(‘ Deutschland.
Das Angebot von behindertengerechten Wohnungen ist ungenügend und
unbefriedigend. Es wurden zwar in den letzten 20 Jahren verschie—
denste Anstrengungen unternommen, aber in der Praxis hat sich er
wiesen, dass sowohl die technischen Lösungen als auch die bishe
rigen Konzepte überprüft werden müssen. Auch in der BRD hat sich
gezeigt, dass die Wohnbedürfnisse von Behinderten allein mit
speziellen Behindertenwohnungen nicht befriedigt werden können.
Damit Angebot und Nachfrage funktionieren können, ist eine grös
sere Anzahl Wohnungen notwendig. Diese kann aber nur zustande
kommen, wenn der Aufwand pro Wohnung nicht zu gross ist.
Obwohl sich die Voraussetzungen in der Schweiz gegenüber der BRD
teilweise unterscheiden, sind einzelne Ergebnisse auch auf
die Probleme in der Schweiz übertragbar. Der Bericht ist des
halb auch für Personen in der Schweiz von Interesse, die sich
mit der Bereitstellung von Wohnungen für Behinderte befassen.
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Wisst Ihr, was es heisst, frei zu sein?

Durch Polio bin ich behindert und zum Teil auf den Rollstuhl ange
wiesen. Mein Leben lang habe ich um soviel Autonomie wie nur mög
lich gekämpft. Aber hat sich dieser Kampf auch immer gelohnt? War
es nicht manchmal ein Kampf bis zur totalen Erschöpfung, um nichts?

Viele Wünsche meines Lebens musste ich wegen meiner Behinderung
aufgeben, manchmal für mich auch heute noch unerfüllbar. Ich habe
das Glück, mit einem nichtbehinderten Partner verheiratet zu sein.
Als unsere Tochter klein war, da habe ich mir oft einen Menschen
gewünscht, vielleicht eine Grossmutter, die mit dem Kinde einen
Spaziergang gemacht hätte, doch es gab diesen Menschen nicht. In
unserer Ehe fühle ich mich sehr frei und unabhängig. Da wir ein
rollstuhigängiges Haus bewohnen, können viele Arbeiten von mit ge
macht werden. Ich brauche trotzdem eine Putzfrau für verschiedene
Hausarbeiten. Auch nichtbehinderte Hausfrauen beanspruchen oft
eine Putzfrau, ich sehe dies nicht als Einschränkung durch meine
Behinderung, höchstens als finanzielles Problem.

Das Wichtigste für behinderte Menschen ist meines Erachtens, die
soziale Eingliederung. Ich meinerseits kann mich aber nicht sozial
eingliedern, wenn ich kein Auto habe. Ein Auto ist für mich etwas
so wertvolles, wie für den Langstreckenläufer seine Beine. Im Auto
fühle ich mich sehr autonom, ich kann alle Einkäufe machen, ich
kann zum Coiffeur, zum Arzt, überall hin, wenn diese Geschäfte
über einen idealen Parkplatz verfügen und ebenerdig oder mit Lift
erreichbar sind. Ich brauche niemanden um Hilfe zu bitten, ich bin
frei. Wisst Ihr was es heisst frei zu sein?

Einmal, nur für 24 Stunden, möchte ich unsere Behördenmitglieder,
unsere Architekten und Bauherren in einen Rollstuhl setzen, mit
der geringen Kraft eines Poliogelähmten. Wie würden sie wohl die
Trottoirränder allein überbrücken? Wie würden sie die wunderschön
angelegte unendlich lange Treppe, die zu unserem Dorfzentrum führt,
in dem immer wieder Vorträge und Theater abgehalten werden, über
winden? In meiner Umgebung gibt es einige Lokale, die mit dem Roll
stuhl gut erreichbar sind und wo man auch gut bedient wird. Man
kann hier essen und trinken, aber man darf hier nicht auf‘s WC, es
ist tief im Keller. Ich möchte euch einmal sehen, ihr Architekten
und Bauherren, essen und trinken könnt ihr, soviel ihr wollt, aber
bitte nicht auf‘s Klo, das ist nur für Nichtbehinderte geeignet.
In unserem ganzen Dorf (ca. 6000 Einwohner) gibt es kein öffent
liches Behinderten-WC. Ist es nicht eine kleine Freiheit, die der
Staat auch uns ermöglichen sollte in einem Kurort, ein WC für Roh
stuhifahrer.

Viele Jahre meines Lebens sah ich nur endlose Treppen, wenn ich
die Äugen zumachte. Treppen an deren Ende ein Ziel stand, das für
mich nicht erreichbar war. Heute sind manchmal Menschen da, die
mich über diese Treppen tragen, mit aller Liebe und aller Kraft;
ich danke allen, aber ich fühle mich immer so ausgeliefert, so ge
fangen, und ich möchte doch frei sein, wirklich frei sein. Ver
steht ihr, was für mich frei sein bedeutet?

Maria Hensier, Einsiedeln

Auszug aus: PRO INFIRMIS Nr. 2/85
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Die Zahl der Behinderten, die einen Schwerbehindertenaus—
weis haben, betrug 1981 5,5 Mio, das entspricht einem An
teil an der Bevölkerung von 8,9 %. Nach einer neuen reprä
sentativen Umfrage des Instituts Socialdata ergab sich eine
Zahl von 7,5 Mb zuhause lebender Behinderten (ohne Auslän
der), das entspricht einem Anteil von 13 % an der Bevöl
kerung. Von den erwachsenen Behinderten wurden 76 % im Hin
blick auf die Mobilität außerhalb der Wohnung als bewegungs
behindert eingestuft. Darin sind jedoch nicht nur Gehbehin—
derte und Rollstuhlbenutzer sondern z.B. auch Gehbrlose und
Blinde enthalten. Die Angaben über die Zahl der Rollstulilbe
nutzer schwanken zwischen 125 ooo und über 3oo ooo. Da vie
le Besitzer eines Rollstuhls diesen nur für Fahrten außer
halb des Hauses benutzen, kann nicht davon ausgegangen wer
den, daß jeder Rollstuhlbenutzer auch eine rollstulilge—
rechte Wohnung benötigt, oft reicht auch eine behinderten—
freundliche aus. Die Größe der Zielgruppe, die rollstuhlge—
rechte Wohnungen benötigt, ist nicht bekannt, sie wird auf
125 ooo bis 250 ooo geschätzt.
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Problemstellung

Seit den 70er Jahren wurden verstärkte Anstrengungen unternommen, Wohnungen für Roh
stuhlbenutzer zu schaffen, die es erlauben, weitmöghichst selbständig zu wohnen und am
sozialen Leben teilzunehmen. Auch wenn seitdem viel erreicht wurde, befriedigt die Wohn-
versorgung noch nicht überall. Durch aufgetretene Belegungsschwierigkeiten, mangelnde
Kenntnis des Bedarfs und Unsicherheit, wie die Wohnversorgung Behinderter am wirtschaft
hichsten durchgeführt werden kann, nehmen Bauträger und Gemeinden oft davon Abstand,
Wohnungen für Rollstuhlbenutzer zu schaffen.

Die vorliegende Arbeit untersucht, welche Verfahren sich unter baulichen, organisatorischen
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten eignen, den Bedarf zu befriedigen. Verfahren örtlicher
Bedarfsermittlung werden aufgezeigt.

Arbeitsgrundlage waren das Studium tatsächlichen Vorgehens in der Praxis bei Gemeinden,
Kostenträgern, Bauträgern, die Analyse von Beispielen, Gespräche mit Behinderten, Bera
tungsstellen, Selbsthilfeverbänden sowie Literatur und Statistiken.

Bauliche Aspekte

Starre Handhabung der DIN 18025 führt im Hinblick auf die Flächen der Wohnräume und
die Ausstattung mit Sanitärräumen tendenziell zu einem überhöhten Flächenverbrauch. Bei
den Bewohnern konkurrieren das Bedürfnis nach Bewegungsraum für den Rollstuhl und der
Wunsch nach einem zusätzlichen Zimmer. Beides zusammen führt zu sehr großen Wohnflä
chen, so daß sich Probleme mit der Miethöhe ergeben.

Da die Bedürfnisse hinsichtlich der Bewegungsfläche in den Wohnräumen und der Ausstat
tung mit Sanitärräumen vielfältig und flexibel sind, ist meist Gestaltungsspielraum vorhan
den. Dies gilt insbesondere für Umbauten vorhandener Wohnungen und Umplanungen im
Bau befindlicher Wohnungen.

Die Wohnqualität hängt vor allem vom Engagement des Bauträgers und seiner lnvestitions
bereitschaft ab. Tendenziell ist die Wohnqualität bei Umplanung und Umbau niedriger, weil
hier die Anpassung an das Gegebene und die Vermeidung hohen baulichen Aufwands zu
sammentreffen. Da nachträgliche Maßnahmen überwiegend einzelfallorientiert erfolgen, sind
Kompromisse vertretbar. Nachteile werden durch Standortvorteile, niedrigere Mieten usw.
gegebenenfalls ausgeglichen.

Wohnungen, die die Anforderungen nach DIN 18025 erfüllen, decken ein sehr breites Be
darfsspektrum ab, größere nachträgliche Anpassungen für die individuelle Behinderung sind
nur selten notwendig.

Beratung

Beratung ist wichtig, nicht zuletzt weil die Wohnungsfrage in der Regel mit komplexen per
sönlichen und wirtschaftlichen Problemen verbunden ist. An fehlender Beratung können Bau
und Finanzierung scheitern, die eine komplexe Organisation mit technischer und rechtlicher
Kenntnis voraussetzen (z.B. größere Umbaumaßnahmen, bei denen der Behinderte der Trä
ger ist, Ausnutzung differenzierter Finanzierungsmöghichkeiten, insbesondere durch mehrere
Kostenträger).

Die Beratung sollte auf Wohnungsfragen Behinderter spezialisiert und mobil organisiert
sein. Die Beratung von Architekten sollte durch Beauftragte bei den Städten oder Landkrei
sen, Architektenkammern, Hochschulen oder privaten Büros erleichtert werden.

./.
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Organisation

Örtlich fehlt vielfach eine umfassende Information über Bestand und Nachfrage, da Behin
dertenwohnungen des öffentlich geförderten Wohnungsbaus vom Vermieter belegt werden
(die Belegungsbindung wird nur nachträglich kontrolliert) und die einzelnen Leistungs- und
Maßnahmeträger nur über das eigene Angebot Bescheid wissen. Da wo kein “Angebot“ vor
handen ist, artikuliert sich auch keine Nachfrage. Solche Situation erschwert die Planung
und Belegung im Vorratsbau und die Wiederverwendung frei werdender Wohnungen.

In Großstädten läßt sich Bestandserfassung und Vermittlung bei einer Stelle zentralisieren,
so daß ein breites Angebot verfügbar wird. Dann können Behinderten auch kurzfristig Woh
nungen für den spezifischen Wohnbedarf angeboten werden. Der Bedarf artikuliert sich, der
Vorratsbau als wirtschaftlichste Lösung wird möglich, eine zielgenaue Belegung erleichtert.
Die Vermittlung könnte verbessert werden, wenn behindertenfreundliche Wohnungen und
Maßnahmen der Rehabilitationsträger mit erfaßt würden.

Im ländlichen Raum und in kleineren Städten ist die Nachfrage nach Art, Ort und Zeitpunkt
zu weit gestreut, um auf Vorrat zu bauen. Es wäre vom Zufall abhängig, ob die Wohnungen
auf Nachfrage treffen. Eine Koordination ist durch die gegliederte Verwaltungsstruktur er
schwert. Der Schwerpunkt der Wohnversorgung Behinderter liegt hier beim Bestellbau, wo
bei alle Herstellungsverfahren (Neubau, Umplanung, Umbau, Modernisierung und Umnut
zung) in Frage kommen. Eigenheime, die in der Regel einzelfallbezogen gebaut werden,
spielen eine große Rolle. Hilfreich wäre ein Angebot vQn behindertenfreundlichen Wohnun
gen, die eine spätere Anpassung erleichtern. Der Schwerpunkt der Hilfen im ländlichen
Raum und kleinen Städten muß bei einer qualifizierten Beratung liegen, die bei Planung,
Durchführung und Finanzierung hilft.

Bestand und Bedarf an Behindertenwohnungen

Der Anteil der Behindertenwohnungen am öffentlich geförderten Wohnungsbau ist von 09%
im Jahr 1973 auf 4,8% im Jahr 1982 gestiegen. Der Bestand an öffentlich geförderten Be
hindertenwohnungen beträgt nunmehr ingesamt 0,4 pro 1000 Einwohner. Der Gesamtbe
stand aller öffentlich und durch Rehabilitationsträger geförderten Behindertenwohnungen
wird auf 0,6 WE pro 1000 Einwohner geschätzt.

Der Orientierungswert für die derzeitige Nachfrage wird auf 0,2 bis 0,6 Mietwohnungen pro
7000 Einwohner geschätzt. Empirische Untersuchungen in Bonn, Hamburg und Mönchen
gladbach erwiesen, daß viele Behinderte nicht behindertengerecht wohnen, die Umzugsbe
reitschaft lag jedoch nur zwischen 10% und 40%. Zunehmend ist die Nachfrage nach Woh
nungen für alleinstehende Behinderte, nach großen Wohnungen für Wohngemeinschaften
(auch für Mehrfachbehinderte, Geistigbehinderte) und nach preiswerten .behindertengerech
ten Wohnungen für große Haushalte. Die Ablehnung von Sonderwohnformen, der Wunsch
in den allgemeinen Wohnungsbestand integriert zu wohnen, die Bereitschaft, dabei bauliche
Kompromisse in Kauf zu nehmen, hat sich weiter verfestigt.

Örtliche Bedartsermitttung

Orientierungswerte des Bedarfs sind für die örtliche Situation zu undifferenziert, als daß
konkrete Maßnahmen darauf aufbauen können. Örtlich ist eine Organisation zu empfehlen,
bei der

- der Bestand an Wohnungen (möglichst einschließlich der behindertenfreundlichen Woh
nungen) laufend erfaßt wird,

- Behindertenwohnungen zentral vermittelt werden,

./.

Infocmationsbulletin 5/85 Schweizerische Fachstelle für behindertengecechtes Bauen 33



Interessenten ihre Nachfrage bei einer Stelle zentral bekannt machen (durch eine lei

stungsfähige Vermittlung und Beratung ergibt sich das nach einer gewissen Zeit und bei

entsprechender Öffentlichkeitsarbeit von selbst),

- ein enger Kontakt zu den wohnungssuchenden Behinderten, Selbsthilfeverbänden und

Beratungsstellen gepflegt wird.

Im Rahmen einer solchen Organisation können die Nachfragen laufend beobachtet und die

Maßnahmen auf den konkreten Bedarf abgestimmt werden.

Vorschläge zur Umsetzung der Forschungsergebnisse

Aufgrund des bereits beachtlichen Bestandes an Behindertenwohnungen muß auch die Be
standspflege in Zukunft ein größeres Gewicht erhalten. Auf eine leistungsfähige Vermittlung
und eine qualifizierte Beratung sollte mehr Wert gelegt werden.

Da in Zukunft weniger Mietwohnungen im sozialen Wohnungsbau erstellt werden und damit
auch weniger Möglichkeiten gegeben sind, Behindertenwohnungen in Neubauten vorzuse
hen, müssen die anderen Herstellungsverfahren verstärkt genutzt werden.

Es wäre deshalb vorteilhaft, einen größeren Teil aller Neubauwohnungen behindertenfreund
lich auszuführen. Dies sollte durch Empfehlungen in Förderprogrammen von Bund und Län
dern zum Ausdruck kommen.

Die Schaffung von Behindertenwohnungen für konkrete Interessenten durch Umplanung bei
Baubeginn sollte erleichtert werden (Antragstellung nach Baubeginn ermöglichen).

Es sollte verstärkt davon Gebrauch gemacht werden, Behindertenwohnungen durch Umbau
im Rahmen ohnehin notwendiger Modernisierungen oder Umnutzungen zu schaffen (Auf
nahme der Zielsetzung in Stadterneuerungs- und Modernisierungsprogramme, Anregung an
gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften und Genossenschaften).

Im Hinblick auf die Miethähe sind flächensparende Lösungen zu bevorzugen. Dazu sollte
auch DIN 18025 entfeinert werden (Fortfall der Flächenanforderungen für Wohn- und Schlaf
zimmer. Verzicht auf den dem Rolistuhlbenutzer vorbehaltenen Sanitärraum in Wohnungen
für 3 oder weniger Personen).

Auftraggeber: Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Bonn
Ausführende Stelle: Weeber und Partner, Büro für Stadtplanung und Sozialforschung,
Stuttgart, Forschungsbericht: Abgeschlossen April 1985, 151 Seiten, Kopie DM 64,85
inkl. MwSt. zuzüglich Versandkosten, zu beziehen bei: IRB Verlag lnformationszentrum
RAUM und BAU der Fraunhofer-Gesellschaft, Nobelstraße 12, D-7000 Stuttgart 80,
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